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7. Änderungssatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde 

Söhrewald 

Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 24.03.2010 (GVBl I S. 119), der §§ 42 bis 46 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 06.05.2005 (GVBl. I S. 305), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 04.03.2010 (GVBl. I S. 85), der §§ 1 bis 5a, 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes über 
kommunale Abgaben (KAG) vom 17.03.1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 31.01.2005 (GVBl. I S. 54), der §§ 1 und 9 des Gesetzes über  Abgaben für das 
Einleiten von Abwasser in Gewässer  (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11.08.2010 (BGBl. I S 1163), und der §§ 1 und 2 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum 
Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.09.2005 (GVBl. I 
S. 664), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Söhrewald in der Sitzung am xx.xx.xxxx folgende 
7. Änderungssatzung zur Entwässerungssatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

§ 2 - Begriffsbestimmungen - erhält folgende Fassung: 

Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung: 

Abwasser: Das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser 
(Schmutzwasser), das von Niederschlägen aus dem Bereich bebauter oder 
künstlich befestigter Flächen abfließende und gesammelte Wasser 
(Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen mit Schmutz- oder 
Niederschlagswasser in Abwasseranlagen abfließende Wasser. Als 
Abwasser gilt auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern 
von Abfällen austretende und gesammelte Wasser sowie der in 
Kleinkläranlagen anfallende Schlamm, soweit er aus häuslichem Abwasser 
stammt. 

Abwasseranlagen: Sammelleitungen, Verbindungsleitungen, Pumpwerke, Einrichtungen für 
das Niederschlagswasser, Kläranlagen, Klärschlammbehandlungsanlagen 
u.ä. bis zum Einmünden in ein Gewässer oder eine fremde 
Abwasseranlage .  
Zu den Abwasseranlagen gehören auch Einrichtungen Dritter deren sich 
die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedient oder zu deren 
Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beiträgt. 

Sammelleitungen: Leitungen zur Sammlung des über die Anschlussleitungen von den 
angeschlossenen Grundstücken kommenden Abwassers bis zur 
Behandlungsanlage oder bis zur Einleitung in ein Gewässer oder eine 
fremde Abwasseranlage einschließlich der im Zuge dieser Leitungen 
errichteten abwassertechnischen Bauwerke (Netz). 

Behandlungsanlagen: Verbindungsleitungen vom Netz, Einrichtungen zur Reinigung und 
Behandlung des Abwassers und die Ablaufleitung zum Gewässer. 

Anschlussleitungen: Leitungen von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu entsorgenden 
Grundstücke 

Grundstücksentwäs- alle Einrichtungen auf den Grundstücken, die der Sammlung, 
serungsanlagen: Vorreinigung und Ableitung des Abwassers dienen. 
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Zuleitungskanäle Die im Erdreich oder in der Grundplatte unzugänglich verlegten 
Leitungen der Grundstücksentwässerungsanlagen, die das Abwasser 
den Anschlussleitungen zuführen und die Anschlussleitungen. 

Grundstücks- Kleinkläranlagen oder Sammelgruben 
Kläreinrichtungen:  

 

Anschlussnehmer Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte 
(-inhaber):  

Abwassereinleiter: Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf dem 
Grundstück anfallenden Abwassers Berechtigte und Verpflichtete 
(insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die der 
Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführen. 

 

§ 3 Abs. 4 - Anschluss und Benutzungszwang -  erhält folgende Fassung: 
 
(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwasser dürfen nur 

nach Genehmigung durch die Gemeinde erfolgen. Diese kann im Einzelfall aus technischen 
oder wasserwirtschaftlichen Gründen eingeschränkt oder modifiziert werden. Die Erteilung der 
Genehmigung für die Zuführung von Abwasser setzt voraus, dass der 
Grundstückseigentümer einen Nachweis darüber vorlegt, dass die Zuleitungskanäle auf 
seinem Grundstück den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. § 5 
Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 gelten entsprechend. 

 

§ 5 - Grundstücksentwässerungsanlagen - erhält folgende Fassung: 
 
(1) Jedes Grundstück - das grundsätzlich nur einen Anschluss erhält - ist gesondert und 

unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschließen; Gleiches gilt, wenn die Gemeinde für jedes 
dem Aufenthalt von Menschen dienende Gebäude auf einem Grundstück eine gesonderte 
Anschlussleitung verlegt hat. 

 
(2) Die Zuleitungskanäle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanlagen unterliegen 

ebenso wie die Anschlussleitungen und die öffentlichen Sammelleitungen der 
Überwachung durch die Gemeinde gemäß § 43 Abs. 2 Satz 1 HWG. Diese 
Überwachungsaufgabe erfüllt die Gemeinde dadurch, dass sie zeitlich parallel zur 
Überwachung der Sammelleitungen und Anschlussleitungen eine Kamerabefahrung der 
Zuleitungskanäle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanlagen durchführt. Können 
bei einem Grundstück die Zuleitungskanäle nicht in einem Durchgang mit der Kamera 
durchfahren werden, weil entweder Beschädigungen des Kanals festgestellt werden oder 
aber sonstige technische Hindernisse eine weitere Befahrung verhindern, ist es Aufgabe 
der Grundstückseigentümer, die Zuleitungskanäle auf ihrem Grundstück in einen 
ordnungsgemäßen, den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden 
Zustand zu versetzen und dieses der Gemeinde innerhalb einer von dieser zu setzenden 
Frist nachzuweisen. Aus dem Nachweis müssen die Art, die Dimension, die Lage und der 
Zustand der Zuleitungskanäle hervorgehen. 

 
(3) Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserkanälen und -

leitungen beauftragt werden, müssen vor Auftragsvergabe und während der 
Werkleistung die erforderliche Fachkunde Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
nachweisen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die 
Anforderungen der vom Deutschen Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e.V. 
(RAL) herausgegebenen Gütesicherung Kanalbau RAL-GEZ 961 oder gleichwertige 
Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn der Betrieb oder die Stelle im 
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Besitz des RAL-Gütezeichens für den jeweiligen Ausführungsbereich oder die jeweilige 
Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn der Betrieb oder 
die Stelle die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter Beachtung der 
Anforderungen der Güte- und Prüfbestimmungen RAL-GEZ 961 nachweist. 

 
(4) Den Beauftragten der Gemeinde, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, ist zur 

Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen Zutritt zu allen Anlagenteilen zu gestatten. 
 
(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder 

Grundstückseigentümer selbst zu schützen. 
 

§ 21 Abs. 1 - Grundstücksanschlusskosten - erhält folgende Fassung 
 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Unterhaltung oder Beseitigung der 

Anschlussleitungen ist der Gemeinde in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Die 
Kosten der Kamerabefahrung der Zuleitungskanäle zur Durchführung der Eigenkontrolle 
und Überwachung der Zuleitungskanäle entsprechend den Bestimmungen der aufgrund 
des § 46 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO) vom 
23.07.2010 (GVBl. I S. 257) sind der Gemeinde in der tatsächlich entstandenen Höhe zu 
erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen 
Maßnahme; er wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fällig.  

 

§ 22 Abs. 2 - Benutzungsgebühren - erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG Gebühren für das 

Einleiten (a, b) bzw. Abholen (c, d) und Behandeln von 
 
 a) Niederschlagwasser 
  
 b) Schmutzwasser 
 
 c) Schlamm aus Kleinkläranlagen 
 
 d) Abwasser aus Gruben 
 
(2) Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde, die Abwasserabgabe, die 

von anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts auf die Gemeinde umgelegt wird 
sowie der nicht über § 22 Abs. 1 gedeckte Aufwand für die Eigenkontrolle und die 
Überwachung der Zuleitungskanäle entsprechend den Bestimmungen der aufgrund des 
§ 46 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO) vom 
23.07.2010 (GVBl. I S. 257) werden über die Abwassergebühren für das Einleiten von 
Schmutzwasser abgewälzt. 
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§ 23 Abs. 4 bis Abs. 7 - Gebührenmaßstäbe und -sätze - erhalten folgenden Fassung: 
 
(4) Gebührenmaßstab für das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und 

künstlich befestigte Grundstücksfläche, von der das Niederschlagswasser in die 
Abwasseranlage eingeleitet wird oder abfließt; pro Quadratmeter wird eine Gebühr, die 
noch festzulegen ist, jährlich erhoben. 

 
(5) Die bebaute und künstlich befestigte Grundstücksfläche wird unter Berücksichtigung 

des Grades der Wasserdurchlässigkeit für die einzelnen Versiegelungsarten nach 
folgenden Faktoren festgesetzt: 

  
 1. Dachflächen 
 1.1 Flachdächer, geneigte Dächer      1,0 
 1.2 Kiesdächer         0,5 
 1.3 Gründächer 
  a) mit einer Aufbaudicke bis 10 cm     0,5 
  b) mit einer Aufbaudicke ab 10 cm     0,3 
 
 2. Befestigte Grundstücksflächen 
  2.1 Beton-, Schwarzdecken (Asphalt, Teer o. Ä.), Pflaster 
    mit Fugenverguss, sonstige wasserundurchlässige 
    Flächen mit Fugendichtung     1,0 
  2.2 Pflaster (z. B. auch Rasen- oder Splittfugenpflaster), 
    Platten - jeweils ohne Fugenverguss 
   a) bis zu einer Fugenbreite von 15 mm    0,7 
   b) mit einer größeren Fugenbreite als 15 mm   0,6 
  2.3 wassergebundene Decken (aus Kies, Splitt, Schlacke o. Ä.) 0,5 
  2.4 Porenpflaster oder ähnlich wasserdurchlässiges Pflaster 0,4 
  2.5 Rasengittersteine       0,2 
 
(6) Bei der Ermittlung bebauter und künstlich befestigter Grundstücksflächen bleiben solche 

Flächen ganz oder teilweise außer Ansatz, von denen dort anfallendes 
Niederschlagswasser in Zisternen oder ähnlichen Vorrichtungen (Behältnissen) zum 
Auffangen von Niederschlagswasser mit einem Fassungsvermögen von mindestens 1 m³ 
gesammelt und auf dem Grundstück - insbesondere zur Gartenbewässerung und als 
Brauchwasser (zur Toilettenspülung, zum Betreiben von Waschmaschinen etc.) - 
verwendet wird, und zwar bei den vorstehend genannten Vorrichtungen 

 
 a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage, die hierüber 

 entwässerte Fläche in vollem Umfang, 
 b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage bei Verwendung des 

 Niederschlagswassers 
  - als Brauchwasser, diejenige Fläche, die sich durch Division des Zisterneninhalts (in 

   Kubikmetern) durch 0,05 ergibt; wird zusätzlich Niederschlagswasser zur   
   Gartenbewässerung benutzt, erhöht sich die so ermittelte Fläche um 10 %, 

  - zur alleinigen Gartenbewässerung, diejenige Fläche, die sich aus der Division des 
   Zisterneninhalts (in Kubikmetern) durch 0,10 ergibt. 

 
(7) Ist die gebührenpflichtige Fläche, von der Niederschlagswasser in Zisternen oder 

ähnliche Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die aufgrund des 
Zisternenvolumens errechnete, außer Ansatz zu lassende Fläche, so bleibt nur diejenige 
Fläche unberücksichtigt, von der Niederschlagswasser in die zuvor genannten 
Vorrichtungen eingeleitet wird. 
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Artikel 2 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft und ersetzt ausdrücklich die entsprechenden bisherigen 
Bestimmungen. 
 
Söhrewald, den xx.xx.xxxx 

 (L.S.) 

Der Gemeindevorstand 

der Gemeinde Söhrewald 

 

gez. Steisel, Bürgermeister  


